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1. Einleitung

Vorliegender Beitrag befasst sich mit ausgewählten Urteilen des Bundesgerichts, welche
im ersten Halbjahr 2020 zur Gewinnbesteuerung juristischer Personen ergangen sind.
Für Urteile zum interkantonalen und internationalen Steuerrecht sowie für solche mit
hauptsächlich steuerverfahrensrechtlichen Aspekten wird auf die separaten ASA Recht-
sprechungsübersichten verwiesen.
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2. Subjektive Steuerbefreiung

BGer 2C_85/2020 vom 25. Juni 2020 i.S. Stiftung A. gegen Kantonales Steueramt Aargau
betreffend Staats- und Gemeindesteuern, Steuerbefreiung.

a) Sachverhalt

Der am 16. Januar 2012 verstorbene A. (nachfolgend: Stifter) hatte mit öffentlich beur-
kundeter letztwilliger Verfügung angeordnet, dass sein gesamtes Nachlassvermögen in
eine nach seinemTod durch denWillensvollstrecker zu errichtende Stiftung eingebracht
werde. Letzterer liess im Dezember 2013 die Stiftung errichten und im Handelsregister
mit Sitz in der Gemeinde U., Kanton Aargau, eintragen.

Gemäss letztwilliger Verfügung und Stiftungsurkunde bezweckt die Stiftung die Gewäh-
rung von Aus- und Weiterbildungsbeiträgen an junge Sänger und Sängerinnen sowie
Schauspieler und Schauspielerinnen, welche in der Gemeinde U. oder einer der umlie-
genden Gemeinden heimatberechtigt oder wohnhaft sind. Die Stiftungsurkunde sah im
Einklangmit der letztwilligenVerfügung eine Liquidationsregelungwie folgt vor: für den
Fall, dass ein gesetzlicher Auflösungsgrund vorliegt oder die Stiftung aus irgendeinem
Grund ihren Zweck nicht mehr erfüllen kann, ist die Stiftung mit einer andern gemein-
nützigen Stiftung mit ähnlichem Zweck zusammenzulegen oder das Stiftungsvermögen
unterWahrung des Stiftungszwecks zu verwenden. Am 20. April 2016 beschloss der Stif-
tungsrat eine Änderung dieser Bestimmung dahingehend, dass beim Vorliegen eines ge-
setzlichen Auflösungsgrunds oder anderweitiger Verunmöglichung der Zweckerfüllung
der Gewinn und das Kapital einer anderen steuerbefreiten juristischen Person mit ähn-
lichem Zweck und Sitz in der Schweiz zugewendet wird.

Aus den Bilanzen der Stiftung waren für die Jahre 2014 bis 2018 Darlehensguthaben er-
sichtlich, die einerseits der C. AG und anderseits Herrn D., derMitglied des Stiftungsrats
ist, gewährt worden waren. Präsident des Stiftungsrats war der Willensvollstrecker, der
auch als Delegierter des Verwaltungsrats der Darlehensschuldnerin C. AG amtete.

Das Kantonale Steueramt wies die am 16. Juli 2014 eingereichten Steuerbefreiungsgesu-
che für die Kantons- und Gemeindesteuern und die direkte Bundessteuermit Verfügung
vom 3. August 2015 ab. Die gegen die Verweigerung der Befreiung von der direkten Bun-
dessteuer erhobenen kantonalen Rechtsmittel wurden abgewiesen; das diesbezügliche
Urteil des Verwaltungsgerichts des Kantons Aargau wurde rechtskräftig. Im Verfahren
zu den Kantons- und Gemeindesteuern wurde die Angelegenheit jedoch vom Spezial-
verwaltungsgericht zur Neubeurteilung an das Steueramt zurückgewiesen. Die erneute
Abweisung der Einsprache wurde vom Spezialverwaltungsgericht im zweiten Rechts-
gang bestätigt, was vom Verwaltungsgericht mit Entscheid vom 27. März 2020 geschützt
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wurde. Das Bundesgericht wies die am 15. Mai 2020 dagegen erhobene Beschwerde be-
reits einen knappen Monat später ab.

b) Bundesgerichtliche Erwägungen

Die Stiftung machte zunächst eine offensichtlich unrichtige Feststellung des Sachver-
halts durch die Vorinstanz geltend. Das Bundesgericht kam demgegenüber zum Schluss,
der Sachverhalt sei gesetzmässig festgestellt worden und die Sachverhaltsrüge ziele ge-
nau genommen auf die Beurteilung des Erfordernisses der Uneigennützigkeit ab. Ob
die Stiftung mit ihrer Tätigkeit den Eigeninteressen ihrer Stiftungsräte diene oder ih-
re Mittel für den gemeinnützigen Stiftungszweck verwende, stelle eine Rechtsfrage dar
(E. 3.3). Unbestritten war, dass die beiden Darlehen, die sich auf mehr als die Hälfte
des Stiftungsvermögens beliefen, vom Stifter zu Lebzeiten gewährt worden und zufolge
Erbgangs auf die Stiftung übergegangen waren. Zu beurteilen war, ob diese Tatsache der
Steuerbefreiung entgegensteht.

Das Bundesgericht bestätigte einmal mehr, dass Art. 23 Abs. 1 lit. f StHG dem kantona-
len Gesetzgeber keinen Gestaltungsspielraum einräumt (E. 4.1.1.). Die Steuerbefreiung
wegen Gemeinnützigkeit setzt nach ständiger Rechtsprechung kumulativ voraus, dass
erstens die Mittelverwendung ausschliesslich auf die öffentliche Aufgabe oder das Wohl
Dritter ausgerichtet ist, zweitens die gewidmeten Mittel unwiderruflich steuerbefreiten
Zwecken verhaftet sein müssen und drittens die statutarische Zwecksetzung tatsächlich
verwirklicht wird (E. 4.2.1., mit Verweisung u.a. auf BGE 131 II 1, E. 3.3). Erforderlich ist
die konkrete und überprüƟare tatsächliche Verwirklichung der vorgegebenen Zweckset-
zung. Die bloss statutarische Proklamation einer steuerbefreiten Tätigkeit genügt nicht
(E. 4.2.1).

Gemäss Bundesgericht war unbestritten, dass die Stiftung mit der Unterstützung der
Aus- undWeiterbildung von jungen Sängerinnen und Sängern sowie Schauspielerinnen
und Schauspielern grundsätzlich einen im Allgemeininteresse liegenden Zweck verfolgt.
Fraglich sei jedoch, ob die Zwecksetzung in einer dem Erfordernis der Uneigennützig-
keit hinreichenden Weise dauerhaft und tatsächlich verwirklicht werde (E. 5). Es sei
nicht grundsätzlich ausgeschlossen, dass eine Stiftung gegenüber Stiftungsratsmitglie-
dern zwecks Vermögensanlage Darlehen habe. Dies gelte insbesondere dann, wenn die
Darlehen – wie hier – als Bestandteile des Nachlassvermögens zum Stiftungsvermögen
werden. Aufgrund solcher Darlehen dürfe jedoch kein Konflikt zwischen den Eigenin-
teressen der Mitglieder des Stiftungsrats und der Verfolgung des im Allgemeininteresse
liegenden Stiftungszwecks entstehen. Der Massstab für die Beurteilung des Vorliegens
eines solchen Interessenkonflikts sei der nach aussen erkennbare objektive Anschein,
auch wenn sich ein Konflikt im Beurteilungszeitpunkt der Steuerbefreiung noch nicht
habe manifestieren müssen (E. 5.3.2).
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Den Umstand, dass seit mehreren Jahren mehr als die Hälfte des Stiftungsvermögens
in den beiden Darlehen gebunden war, erachtete das Gericht als sehr problematisch.
Es sei aufgrund dieser Konstellation nicht gewährleistet, dass die zwei Stiftungsratsmit-
glieder ohne Verfolgung von Eigeninteressen den Stiftungszweck jederzeit verwirklichen
(E. 5.3.3). Aufgrund des potenziellen Interessenkonflikts der Stiftungsräte sei die Verfol-
gung des gemeinnützigen Stiftungszwecks aus steuerrechtlicher Sicht nicht hinreichend
dauerhaft sichergestellt. Uneigennützigkeit in steuerrechtlicher Hinsicht fehle bereits
dann, wenn neben gemeinnützigen Zielen Eigeninteressen der juristischen Person oder
Sonderinteressen der Mitglieder verfolgt würden (E. 5.3.4).

Die am 20. April 2016 vorgenommene Anpassung der Liquidationsregelung erachtete
das Bundesgericht nicht als massgebend. Allerdings schränkte es seine Beurteilung aus-
drücklich auf den beobachtbaren Zeitraum bis Ende 2018 ein und wies darauf hin, dass
die Stiftung für die nachfolgenden Steuerperioden ein neues Steuerbefreiungsgesuch
stellen könne, wenn sich die massgebenden Umstände geändert hätten (E. 5.4).

c) Kommentar

Die Anpassung der Stiftungsurkunde erfolgte offenbar in der Absicht, die für die Steuer-
befreiung erforderliche dauernde Verhaftung der Mittel für den gemeinnützigen Zweck
im Liquidationsfall zu verankern.Weil es jedoch an der Uneigennützigkeit fehlte, konnte
damit die Befreiung ab initio nicht mehr gerettet werden.

Es fällt auf, dass die Beschwerdeführerin die direkte Bundessteuer in Rechtskraft erwach-
sen liess und die Steuerbefreiung nur für die Staats- und Gemeindesteuern erreichen
wollte. Dies dürfte durch erbschaftssteuerliche Gründe motiviert gewesen sein, weil die
Befreiung von der Erbschaftsteuer die Zuwendung an eine von den Staats- und Gemein-
desteuern befreite juristische Person voraussetzt. Die Verweigerung der Steuerbefreiung
hatte somit die Erhebung der Erbschaftssteuer auf dem Nachlassvermögen zur Folge.

Aus dem Urteil lässt sich herauslesen, dass die Steuerbefreiung möglich gewesen wä-
re, wenn die Darlehen innert nützlicher Frist zurückbezahlt oder zumindest wesentlich
reduziert worden wären. Dass es der Stiftungsrat zuliess, die Darlehensforderungen in
Höhe von über 50%der Gesamtaktiven rund sechs Jahre über den Tod des Stifters hinaus
weiterhin offen zu lassen, spricht in der Tat für die Verfolgung von persönlichen Inter-
essen der beiden Stiftungsräte. Dem Bundesgericht ist zuzustimmen, dass aufgrund des
latenten Interessenkonflikts die Verfolgung des gemeinnützigen Zwecks nicht in ausrei-
chendem Mass sichergestellt ist. Mit einer Umschichtung der Finanzanlagen und der
Beseitigung des Interessenkonflikts könnten die Voraussetzungen für eine spätere Steu-
erbefreiung geschaffen werden, was allerdings an der Erbschaftssteuer nichts mehr än-
dert. Mit einer rechtzeitigen Stiftungsgründung und Steuerbefreiung zu Lebzeiten hätte
sich dieser Ausgang vermeiden lassen.
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3. Gewinnsteuerobjekt und Bemessung

3.1. Verdeckte Gewinnausschüttung

BGer 2C_717/2018 vom 24. Januar 2020 i.S. A. AG gegen Kantonales Steueramt St. Gal-
len betreffend Staats- und Gemeindesteuern sowie direkte Bundessteuer, Steuerperioden
2010–2012.

a) Sachverhalt

Die A. AG, deren Delegierter des Verwaltungsrates F. ist, verwaltet in erster Linie ein in
ihrem Eigentum stehendes Mehrfamilienhaus. Weiter ist die A. AG mit 10,43 % an der
E. AG beteiligt. Nach Verlusten in den beiden Steuerperioden 2010 und 2011 deklarierte
die A. AG in der Steuerperiode 2012 einen steuerbaren Gewinn.

Das kantonale Steueramt St. Gallen nahm im Rahmen der Veranlagungen der Steuerpe-
rioden 2010–2012 diverse Aufrechnungen vor. Die darauffolgenden Einsprachen der Steu-
erpflichtigenwurden teilweise gutgeheissen. Das kantonale Steueramt hielt indes an den
jährlichen Aufrechnungen für die unentgeltliche Überlassung einer Wohnung an F. fest.
Weiter wurden die als Liegenschaftsunterhalt verbuchten Aufwendungen
zugunsten einer Tochtergesellschaft der E. AG aufgerechnet. Infolgedessen resultierte
– analog der Deklaration – nur für das Steuerjahr 2012 ein steuerbarer Reingewinn.

Sowohl die Verwaltungsrekurskommission als auch das Verwaltungsgericht des Kantons
St. Gallen wiesen die dagegen durch die Steuerpflichtige erhobenen Rechtsmittel ab.
Auch das Bundesgericht wies die Beschwerde ab, soweit es darauf eintrat.

b) Bundesgerichtliche Erwägungen

Vorfrageweise wurde die Rüge der Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör ge-
prüft und abgelehnt (E. 2) und auch der Vorwurf der Verletzung von Vorschriften im
Rahmen eines Untersuchungsverfahrens der ASU gegen F. wurde als nicht substantiiert
erachtet (E. 3 ff.). Auch wurde befunden, dem Steuerkommissär und den kantonalen Be-
hörden könnten keine Befangenheit vorgeworfen werden, wenngleich gewisse Formulie-
rungen in einem E-Mailverlauf «ungeschickt» gewesen seien (E. 4 ff.).

Die Beschwerdeführerin bestritt nicht, dass F. ein unentgeltliches Nutzungsrecht einge-
räumt erhalten hatte, machte jedoch geltend, F. habe als Gegenleistung Aufsichtsarbei-
ten zur Verhinderung von Gebäudeschäden erbracht, für welche kein Honorar in Rech-
nung gestellt worden sei (E. 6.1). Die erbrachten Tätigkeiten seien entsprechendmit dem
Nutzungsrecht verrechnet worden. Der Nachweis der angeblich erbrachten Aufsichtstä-
tigkeiten von F. blieb jedoch aus. Insbesonderewurden die beiden Leistungen – aufgrund
der internen Verrechnung – nicht in der Erfolgsrechnung ausgewiesen, d.h. die Positio-
nen wurden gemäss Auffassung des Bundesgerichts in der Buchhaltung nicht klar und
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vollständig ausgewiesen (E 6.2.2). Die Aufrechnung eines kalkulatorischen Mietzinses,
basierend auf dem nachfolgenden Mietverhältnis, wurde gemäss Erwägungen der Vor-
instanz nicht beanstandet (E. 7).

Die Gegenleistung für im Zusammenhang mit Liegenschaftsunterhalt zugunsten der
Tochtergesellschaft der E. AG verbuchte Aufwendungen konnte ebenfalls nicht substan-
tiiert werden. Die angeblichen Leistungen waren vom statutarischen Zweck der Zah-
lungsempfängerin nicht gedeckt und die Zahlungsempfängerinwies überdies weder Per-
sonalaufwand noch Fremdarbeiten in ihrer Buchhaltung aus (E. 8.3). Auch an dieser
Aufrechnung wurde deshalb festgehalten.

c) Kommentar

Die aus der allgemeinen Beweislastregel abgeleitete Nichtberücksichtigung der nicht
nachgewiesenen steuermindernden Tatsachen entspricht der langjährigen Praxis und
Rechtsprechung, weshalb die Abweisung der Beschwerde nicht weiter erstaunt. Bei Leis-
tungen genügt es insbesondere unter nahestehenden Personen nicht, sich auf den Stand-
punkt zu stellen, die erbrachten Leistungen seien verrechnet worden. Wie das Urteil
einmal mehr zeigt, müssen auch Leistungen unter nahestehenden Personen ordnungs-
gemäss (und brutto) verbucht werden. Zudemmüssen Steuerpflichtige in der Lage sein,
die tatsächliche Erbringung der Leistungen zu substantiieren und mit geeigneten Un-
terlagen nachzuweisen.

3.2. Verdeckte Gewinnausschüttung

BGer 2C_1028/2019 vom 18. Mai 2020 i.S. A. AG gegen Dienststelle Steuern des Kantons
Luzern betreffend Staats- und Gemeindesteuern sowie direkte Bundessteuer, Steuerperiode
2015.

a) Sachverhalt

Dr. med. B. betrieb während längerer Zeit eine Arztpraxis in der Rechtsform einer AG,
deren Alleinaktionär und Verwaltungsrat er war. Im Verlauf des Jahres 2015 gab er seine
Arbeitstätigkeit für diese – die beschwerdeführende A. AG – auf und war von da an aus-
schliesslich für die E. AG tätig, welche eine medizinische Gruppenpraxis betreibt. Der
Honorarertrag der A. AG ging 2016 auf Fr. 2’000 zurück. B. war als Aktionär auch an
der E. AG beteiligt. Mit seinen Mitaktionären hatte er einen Aktionärsbindungsvertrag
abgeschlossen, in welchem er sich verpflichtete, seinen Patientenstamm im Wert von
Fr. 173’000 (entschädigungslos) in die E. AG einzubringen.

DieDienststelle Steuern rechnete unter demTitel «unterpreisliche Leistungen anGesell-
schafter» einen Betrag von Fr. 150’000 auf, ausgehend vom Wert des Patientenstamms
von Fr. 173’000 abzüglich Steuerrückstellung. Die kantonalen Rechtsmittel blieben er-
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folglos. Das Kantonsgericht Luzern wies die Beschwerde mit Urteil vom 4. November
2019 ab und bestätigte die angefochtenen Veranlagungen. Auch das Bundesgericht wies
die Beschwerde ab.

b) Bundesgerichtliche Erwägungen

Die A. AG machte geltend, bei einem personenbezogenen Goodwill – wie er hier vor-
liege – habe nur die Person, nicht aber die Gesellschaft einen Titel. Niemandwürde beim
Erwerb ihrer Aktien einen Goodwill berücksichtigen, nur weil B. für die Gesellschaft tä-
tig sei. Demhielt das Bundesgericht entgegen, es sei eine notorische Erfahrungstatsache,
dass bei der Veräusserung von profitabel geführten Arztpraxen üblicherweise über den
materiellen Wert hinaus ein ideeller Wert im Sinne eines Goodwills entschädigt werde
(E. 4.1). Werde eine Arztpraxis als Aktiengesellschaft geführt, komme der nichtbilan-
zierbare originäre Goodwill im Falle der Praxisübernahme durch Aktienveräusserung
im Aktienpreis zum Vorschein (E. 4.2). Zwar bleibe der Kapitalgewinn im Privatvermö-
gen steuerfrei, aber die den Substanzwert übersteigende «Überentschädigung» zeige,
dass der Goodwill durch den bei seiner eigenen Gesellschaft angestellten Praxisinhaber
geschaffen worden sei. Der originäre Goodwill sei ein der Gesellschaft zuzurechnender
Wert (E. 4.2).

Das Bundesgericht kam zum Schluss, dass B. nicht bloss seine Stelle gewechselt habe.
Indem er bei der E. AG seine bisherigen Patienten weiterbetreute, habe er der A. AG
den nichtbilanzierbaren Wert entnommen und in die E. AG eingebracht. Dass dieser
Wert vorgängig durch B. selber geschaffen worden sei und er von der E. AG dafür keine
Entschädigung erhalten habe, ändere nichts am Vorliegen einer verdeckten Gewinnaus-
schüttung (E. 4.3.1). Weiter stellte das Gericht fest, B. habe durch seinen Stellenwechsel
der bisherigen Gesellschaft die gesamte wirtschaftliche Grundlage entzogen. Eine derar-
tige Entnahme des gesamten Ertragspotentials einer Gesellschaft durch den Alleinaktio-
när und Verwaltungsrat verletze offensichtlich dessen Treuepflicht und sei zu Recht als
verdeckte Gewinnausschüttung qualifiziert worden (E. 4.3.2). Weil der Wert des Patien-
tenstamms im Aktionärsbindungsvertrag unter Dritten festgelegt worden war, schützte
das Bundesgericht die Veranlagung auch in betraglicher Hinsicht (E. 4.4).

c) Kommentar

Es mag auf den ersten Blick seltsam erscheinen, dass eine verdeckte Gewinnausschüt-
tung vorliegen soll, obwohl der Aktionär für den Patientenstamm keine unmittelbare
Entschädigung erhalten hatte. Dem Bundesgericht ist zuzustimmen darin, dass B. seine
Praxis nicht liquidiert, sondern im Ergebnis auf die E. AG überführt hatte, wenngleich
ohne die Praxiseinrichtung. Hätte die Beschwerdeführerin die Arztpraxis an einenNach-
folger veräussert, wäremit einigerWahrscheinlichkeit auch eineGoodwillentschädigung
geleistet worden. Für die Übertragung des Patientenstamms auf die E. AG wurde die
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A. AG bloss deshalb nicht entschädigt, weil ihr Alleinaktionär auch an der E. AG betei-
ligt war, dort weiterarbeitete und er selbst – aus seiner Sicht – durch den Vorgang nicht
entreichert wurde. Weil jedoch die A. AG entreichert wurde, lag grundsätzlich eine ver-
deckte Gewinnausschüttung vor.

Der als Gewinn besteuerte Betrag enthält allerdings alsWertbestandteil auch die künfti-
ge Arbeitskraft des Arztes B. und seine persönlichen Patientenbeziehungen. Die Bestim-
mung der Höhe der verdeckten Gewinnausschüttung anhand des Aktionärsbindungs-
vertrags ist undifferenziert. Es ist zu vermuten, dass die A. AG bei einer Praxisveräusse-
rung an einen Nachfolger – ohne die Weiterarbeit von B. – einen tieferen Erlös für den
Patientenstamm erhalten hätte, weshalb der Wertansatz für die verdeckte Gewinnaus-
schüttung in Zweifel gezogenwerden könnte, was die Beschwerdeführerin offenbar nicht
tat. Weiter ist zu bedenken, dass der aus dem Goodwill generierte zukünftige Ertrag in
steuerbarer Form wiederum B. zufliesst, sei es als Salär oder Dividende der E. AG. Inso-
fern bestehen auch Argumente gegen eine Einkommensbesteuerung zufolge verdeckter
Gewinnausschüttung.

Der Fall zeigt, wie heikel die entschädigungslose Verschiebung von florierenden Ge-
schäftsaktivitäten von einer Gesellschaft in eine andere sein kann. Was im Rahmen ei-
ner steuerneutralen Umstrukturierung unter bestimmten Voraussetzungen möglich ist,
kann bei einer stillen Liquidation durchaus Steuerprobleme auslösen.

3.3. Verkehrswertbewertung von Immobilien

BGer 2C_79/2019 vom 30. Januar 2020 i.S. A. SA gegen Steuerverwaltung des Kantons Tes-
sin betreffend Kantonssteuer und direkte Bundessteuer, Steuerperiode 2010, sowie Grund-
stückgewinnsteuer.

a) Sachverhalt

Die A. SA hatte zwei Stockwerkeigentumsanteile für insgesamt Fr. 696’300 an die Toch-
ter ihres Aktionärs verkauft. Die Steuerverwaltung schätzte den Verkehrswert der Im-
mobilien jedoch auf Fr. 1’239’654. Dieser Betrag ergab sich als Durchschnitt von drei ge-
schätzten Werten. Die ersten beiden Schätzungen wurden aus Drittpreisen abgeleitet,
die sich bei Verkäufen von zwei anderen Stockwerkeigentumsanteilen in der gleichen
Liegenschaft in den Jahren 2009 und 2012 ergeben hatten. Diese Preise wurden durch
die entsprechenden Wertquoten geteilt und mit den Wertquoten der streitbetroffenen
Immobilienmultipliziert. Der dritte Schätzpreis resultierte aus derUmrechnung desNo-
minalbetrags der auf den Immobilien lastenden Schuldbriefe, indem dieser als 80 % des
Verkehrswerts angenommen und auf 100 % umgerechnet wurde. Die Steuerverwaltung
schloss auf eine verdeckte Gewinnausschüttung und rechnete die Differenz (nebst wei-
teren Korrekturen) dem steuerbaren Gewinn hinzu, bei der Kantonssteuer als Folge des
monistischen Systems lediglich im Umfang des gewinnsteuerpflichtigen Anteils.
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Die dagegen erhobene Einsprache wurde abgewiesen, ebenso der Rekurs an die steuer-
rechtliche Kammer des Appellationsgerichts des Kantons Tessin. Gegen letzteres Urteil
vom 7. Dezember 2019 erhob die A. SA Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegen-
heiten und subsidiäre Verfassungsbeschwerde. Das Bundesgericht wies die Sache zur
Ergänzung der Untersuchung und zum Neuentscheid im Sinne der Erwägungen an die
kantonale Steuerverwaltung zurück.

b) Bundesgerichtliche Erwägungen

Das Bundesgericht trat auf die Beschwerde in öffentlich-rechtlichenAngelegenheiten ein
und bezeichnete die subsidiäre Verfassungsbeschwerde als irrelevant (E. 1.2). In den ma-
teriellen Erwägungenwiederholte es unter Verweisung u.a. auf BGE 140 II 88 die bekann-
ten Tatbestandselemente der verdeckten Gewinnausschüttung (E. 5.1). Dass es sich bei
der Käuferin um eine nahestehende Person handelte, war unbestritten. Die Beschwerde-
führerin bestritt jedoch, dass die von der Steuerverwaltung angenommenen Werte dem
Verkehrswert entsprechen, ohne aber je im Verfahren eigene Schätzungen vorgelegt zu
haben.

Das Bundesgericht äusserte sich im Sinne der bisherigen Rechtsprechung kurz zum
Fremdvergleichsprinzip und zu den Methoden der Verrechnungspreisbestimmung
(E. 5.2). Es hielt fest, die Festsetzung eines Verkehrswertes sei nicht eine reine Tatfra-
ge, sondern sie habe sich nach materiellrechtlichen Grundsätzen des Bundesrechts zu
richten. Entspreche die angefochtene Schätzung diesen Grundsätzen, was vom Bundes-
gericht frei geprüft werde, so sei sie hinzunehmen, sofern sie nicht offensichtlich un-
haltbar sei (E. 5.2).

Das Vorgehen der Steuerverwaltung zur Ermittlung der ersten beiden Vergleichspreise
wurde vom Bundesgericht nicht beanstandet. Es erachtete es als gesetzmässig, aus (zeit-
nahen) Verkaufspreisen von Stockwerkeigentumseinheiten in der gleichen Liegenschaft
unter Berücksichtigung der Wertquoten einen Marktpreis abzuleiten (E. 6.3). Hingegen
erachtete es das Bundesgericht nicht als gesetzmässige Schätzungsmethode, wenn von
der Annahme ausgegangen wird, die Höhe der Schuldbriefe betrage höchstens 80 % des
Verkehrswerts der Liegenschaft. Es wies insbesondere darauf hin, dass im Falle einer
Entwertung der Liegenschaft die Belehnung bzw. der Nominalbetrag der Schuldbriefe
durchaus 80 % übersteigen können (E. 6.4). Weil der von der Steuerverwaltung vertrete-
ne Verkehrswert als Durchschnitt aller drei Schätzpreise gebildet wordenwar und es sich
beimWert, der vom Schuldbrief abgeleitet worden war, um den höchsten gehandelt hat-
te, war damit die Gesetzmässigkeit des Resultats weggefallen. Dies führte zur Rückwei-
sung zwecks Neuberechnung der Höhe der verdeckten Gewinnausschüttung und zum
Neuentscheid im Sinne der Erwägungen.
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c) Kommentar

Der Schätzung von Liegenschaften haftet immer eine gewisse Unschärfe an. Im Grunde
existiert kein fixer Verkehrswert, solange sich kein solcher aus einer Markttransaktion
ergibt. Die Annahme einer verdeckten Gewinnausschüttung setzt deshalb voraus, dass
der Verkaufspreis ausserhalb der möglichen Marktpreisbandbreite liegt. Damit musste
sich das Bundesgericht jedoch in casu nicht auseinandersetzen. Für die Bewertung von
Grundstücken stehen aufgrund des Methodenpluralismus mehrere Schätzungsmetho-
den zur Verfügung. Wo möglich ist es durchaus begründet, den Verkehrswert in erster
Linie anhand von Vergleichspreisen nach der statistischen Methode zu ermitteln. Die
Beschwerdeführerin hatte offenbar keine eigene Schätzung vorgelegt, sondern sich le-
diglich auf die Preise berufen, die sie im Jahr 1996 beim Erwerb der Liegenschaften aus
einer Konkursmasse bezahlt hatte. Allerdings lagen die Preise für den streitbetroffenen
Verkauf unter den Erwerbspreisen, was den Verdacht auf das Vorliegen einer verdeckten
Gewinnausschüttung begründete.

Die von der Steuerverwaltung gewählte Vergleichspreismethodemag reinmathematisch
begründbar sein. Es ist allerdings zu bedenken, dass die Wertquoten bei der Begrün-
dung des Stockwerkeigentums frei festgelegt werden können. In der Regel erfolgt dies
zwar nach sachlichen Kriterien, was aber nicht bedeutet, dass damit auch zwangsläufig
der Verkehrswert abgebildet wird. Stockwerkeigentumsanteile mit gleicher Wertquote
können beim Verkauf durchaus unterschiedliche Preise erzielen, sei es bspw. aufgrund
der Positionierung im Gebäude, der Grundrissgestaltung, des Ausbaus oder des aktuel-
len Zustandes. Selbstverständlich wäre es aber Sache der Beschwerdeführerin gewesen,
bereits im Einspracheverfahren diesbezügliche Argumente vorzubringen.Weil das nicht
der Fall war, ist dem Bundesgericht im Ergebnis zuzustimmen.

Interessant ist der vom SchuldbrieƟetrag abgeleitete Bewertungsansatz. Die Annah-
me einer 80-prozentigen Belehnungsgrenze findet ihr Pendant bei der Ermittlung des
verdeckten Eigenkapitals. Allerdings spielt dort der Nennwert von Schuldbriefen keine
Rolle, weil es stets um das tatsächliche Fremdkapital geht. Dem Bundesgericht ist zu-
zustimmen, dass von der SchuldbrieƢöhe nicht auf den Verkehrswert der Liegenschaft
geschlossen werden kann. Diemaximal mögliche hypothekarische Belastung wird selten
zeitnah ermittelt, wenn der Käufer keinen höheren Kredit benötigt. Wurde der Schuld-
brief vor Jahren errichtet, kann der Nominalbetrag weit unter 80 % des aktuellen Ver-
kehrswerts liegen. Anderseits können auch (nachrangige) Schuldbriefe errichtet werden,
die den aktuellen Verkehrswert insgesamt übersteigen. Der abgeleitete Wert wurde so-
mit methodisch falsch ermittelt, weshalb die AuƢebung des vorinstanzlichen Urteils
und die Rückweisung (direkt an die Steuerverwaltung) zu Recht erfolgte.
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4. Umstrukturierungen

4.1. Steuerneutrale Fusion und Verlustverrechnung

BGer 2C_731/2019 vom 12. Mai 2020 i.S. A SA gegen Kantonales Steueramt Genf betreffend
direkte Bundessteuer sowie Staats- und Gemeindesteuern, Steuerperiode 2012.

a) Sachverhalt

Die B. SA hält sämtliche Anteile an der A. SA, deren Zweck die Verwaltung von insti-
tutionellen und privaten Vermögenswerten ist. C. ist Alleinaktionär der B. SA sowie
Verwaltungsratspräsident der A. SA. Mit dem Aktienübertragungsvertrag vom 13. Juli
2010 und Nachtrag vom 25. Januar 2012 erwarb die A. SA sämtliche Aktien an der D. SA,
einer weiteren Vermögensverwaltungsgesellschaft. Die D. SA wurde rückwirkend zum
1. Januar 2012 von der A. SA fusionsweise absorbiert.

Mit Schreiben an das kantonale SteueramtGenf vom 23.Mai 2012 hat die A. SA einen For-
derungsverzicht durch die B. SA steuerlich geordnet, um die Überschuldung der A. SA
zumindest teilweise zu reduzieren. Im August 2012 antwortete das Steueramt u.a., sie
erachte die Verrechnung von Verlustvorträgen als ausgeschlossen, da die A. SA bereits
seit der Vorperiode keine Tätigkeiten mehr ausübe.

In der Steuererklärung 2012 wies die A. SA einen Gewinn (vor Verlustverrechnung) von
Fr. 50’855 aus und machte gleichzeitig Vorjahresverluste i.H.v. rund Fr. 1.5 Mio. geltend.
Das Steueramt des Kantons Genf veranlagte einen steuerbaren Gewinn und verweiger-
te die Verrechnung der Verlustvorträge. Die Einsprache der Steuerpflichtigen wurde im
Oktober 2016 abgewiesen. Das Verwaltungsgericht erster Instanz hiess die Beschwerde
der Steuerpflichtigen gut und wies den Fall an das Steueramt zurück. Der Rekurs durch
das Steueramt wurde dann im weiteren Instanzenweg gutgeheissen. In der Folge erhob
die Steuerpflichtige Beschwerde beim Bundesgericht, welche jedoch abgewiesen wurde.

b) Bundesgerichtliche Erwägungen

Der Rechtsstreit betrifft die Verweigerung der Verlustverrechnung bei der A. SA, mit der
Begründung, bei der Fusionmit der D. SA handle es sich um eine Steuerumgehung. Es ist
ständige Praxis, dass die steuerliche Übernahme der Verlustvorträge bei Umstrukturie-
rungen verweigert wird, wenn eine Transaktion als Steuerumgehung qualifiziert wird.1

In Bezug auf den Verlustvortrag hat das Bundesgericht unter Verweisung auf BGer
2C_1027/2011 vom 14. Juni 2012 festgehalten, dass es für ein wirtschaftlich gesundes und

1 Vgl. auch MĆėĈĔ GėĊęĊė/MĆėĈ DĎĊęĘĈčĎ, Analyse der bundesgerichtlichen Rechtsprechung zur
Gewinnbesteuerung juristischer Personen aus dem ersten Halbjahr 2019, ASA 88, 463 ff., sowie
MĆėĈĔ GėĊęĊė/MĎĈčĆĊđ FĊđćĊė, Bundesgerichtliche Rechtsprechung 2012–2015, ASA 84, 611 ff.
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rentables Unternehmen keiner gängigen Geschäftspraxis entsprechen kann, sein gesam-
tes Betriebsvermögen auf ein quasi inaktives, überschuldetesDrittunternehmen zu über-
tragen, es sei denn, es lägen wichtige wirtschaftliche Gründe vor (E. 4.1).

Vorliegend wurde durch das Bundesgericht geprüft, ob die Vorinstanzen zurecht von ei-
ner Steuerumgehung ausgegangen sind. Aufgrund der bestehenden Überschuldung der
A. SA wurde es als gegeben erachtet, dass die Fusion zu einer erheblichen Steuererspar-
nis führe (E. 4.4). Dass die übernehmende Gesellschaft ihre Aktivitäten eingestellt hatte
und ihre Arbeitsverhältnisse bereits im Jahr 2010 beendet resp. übertragen hatte, führ-
te zur Folgerung, dass nur die Aussicht auf Steuerersparnisse die Fusion rechtfertigen
könne. Auch wurde die Rechtsgestaltung als ungewöhnlich erachtet, weil C. in beiden
Gesellschaften eine beherrschende Stellung inne hatte (E. 4.5). Der Nachweis wirtschaft-
licher Gründe für die Fusion gelang der Beschwerdeführerin nicht, weshalb die Aussicht
auf Steuerersparnisse nach Auffassung des Bundesgerichts der einzige Grund der Fusi-
on war (E. 4.6). Die Voraussetzungen einer Steuerumgehung wurden deshalb als erfüllt
erachtet und die steuerliche Übernahme der Verlustvorträge verweigert.

c) Kommentar

Die Steuergesetze enthalten keine ausdrücklichen Bestimmungen zur Verlustübernah-
me bei Umstrukturierungen. Die Übernahme ist jedoch weder in der Praxis noch in der
Lehre bestritten. Grundsätzlich können die noch nicht berücksichtigten Vorjahresver-
luste bei einer Umstrukturierung übernommen werden, solange keine Steuerumgehung
vorliegt (vgl. KS 5/2004, Ziff. 4.1.2.2.4).

Das Bundesgericht stellt zudem seit geraumer Zeit die Anforderung zusätzlicher be-
triebswirtschaftlicher Gründe zur Gewährung der Verlustverrechnung bei Umstruktu-
rierungen. Diese Praxis des Bundesgerichts wurde in der Vergangenheit in verschiede-
nen Urteilen bestätigt.2

Im vorliegenden Urteil hat sich das Bundesgericht hinsichtlich der Verlustverrechnung
in erster Linie auf die Frage der Steuerumgehung konzentriert. Die Tatbestandsvoraus-
setzungen der Steuerumgehung wurden bei dieser Fusion als erfüllt erachtet, weil die
Steuerersparnis aus einer Fusion resultierte, die wirtschaftlich unsinnig war. Gründe
hierfür waren die Einstellung der Aktivitäten der übernehmenden Gesellschaft sowie
die beherrschende Stellung von C. in beiden Gesellschaften. Der Beschwerdeführerin ist
es vorliegend nicht gelungen, den Nachweis sachlicher und/oder betriebswirtschaftli-
cher Gründe für die Fusion zu erbringen, welche diese dennoch gerechtfertigt hätten.
Infolgedessen wurde die Verlustverrechnung verweigert, da sich die Schaffung von Ver-

2 BGer 2C_85/2012 vom 6. September 2012, BGer 2C_701/2012 vom 24. November 2012.
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lustverrechnungsmöglichkeit gemäss Rechtsprechung nicht als betriebswirtschaftlicher
Grund qualifiziert.

4.2. Betriebsausgliederung mit Statuswechsel

BGer 2C_57/2018 vom 23. Januar 2020 i.S. A.-Gruppe Genossenschaft gegen Kantonales
Steueramt Aargau und Steuerverwaltung des Kantons Basel-Stadt betreffend Staats- und
Gemeindesteuern des Kantons Aargau, Steuerperiode 2012.

a) Sachverhalt

Die A. Genossenschaft mit Sitz in Basel umfasste einerseits das operative Detailhan-
delsgeschäft mit zahlreichen Betriebsstätten und übte anderseits schweizweit Leitungs-
funktionen aus. In diesem Rahmen hielt sie auch diverse Beteiligungen, Immobilien und
Immaterialgüterrechte. Mit Vereinbarung vom 12. April 2013 wurde das operative De-
tailhandelsgeschäft mit Betriebsstätten mittels Vermögensübertragung (Ausgliederung)
auf die neu gegründete Tochtergesellschaft A. Genossenschaft mit Sitz im Kanton Basel-
Stadt überführt. Rechnungslegungsmässig und vertraglich erfolgte diese Übertragung
per 1. Januar 2013. Danach änderte die Beschwerdeführerin ihren statutarischen Zweck
in jenen einer Konzernobergesellschaft und firmierte neu als A.-Gruppe Genossenschaft,
wobei der Sitz in Basel verblieb.

Im Rahmen eines Steuerrulings mit der Steuerverwaltung des Kantons Basel-Stadt wur-
den die stillen Reserven auf den Immaterialgüterrechten mit Fr. 1’208.6 Mio. beziffert
und diesbezüglich seitens der Steuerverwaltung einem Steueraufschub gemäss § 80
Abs. 2 StG-BS zugestimmt. Schliesslich wurde der A.-Gruppe Genossenschaft von der
Steuerverwaltung des Kantons Basel-Stadt rückwirkend per 1. Januar 2013 der Status ei-
ner privilegiert besteuerten Holdinggesellschaft nach kantonalem Recht zugesprochen.

Die Steuerpflichtige ging davon aus, dass trotz Umstrukturierung und Statuswechsel
zur Holdinggesellschaft keine Besteuerung der stillen Reserven erfolgt, weil aufgrund
des Steuerrulings der Steueraufschub für die gesamten stillen Reserven gewährt wer-
den sollte, sofern die Immaterialgüterrechte nicht innert zehn Jahren seit der Status-
änderung veräussert werden. Das Kantonale Steueramt Aargau stellte sich demgegen-
über auf den Standpunkt, die stillen Reserven seien infolge des Statuswechsels noch
in der Steuerperiode 2012 (steuersystematisch) realisiert worden, weshalb dem dama-
ligen Betriebsstättekanton Aargau ein quotaler Gewinnanteil zur Besteuerung zustehe.
Mit Veranlagungsverfügung wurde der steuerbare Gewinn für das Steuerjahr 2012 auf
Fr. 1’097’547’074 festgesetzt und davon eine Quote von 5,518 % zugunsten des Kantons
Aargau ausgeschieden.

Die Einsprachen und der Rekurs wurden abgewiesen, ebenso die beim Verwaltungsge-
richt des Kantons Aargau erhobene Beschwerde. Das Bundesgericht hiess die Beschwer-
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de der Steuerpflichtigen jedoch gut und hob das Urteil des Verwaltungsgerichts des Kan-
tons Aargau vom 30. November 2017 auf. Die Voraussetzungen für einen reformatori-
schen Entscheid waren nicht gegeben, weshalb die Sache zur neuen Entscheidung im
Sinne der Erwägungen an die Vorinstanz zurückgewiesen wurde.

b) Bundesgerichtliche Erwägungen

Die Beiladung des Sitzkantons Basel-Stadt erfolgte gestützt auf Art. 102 Abs. 1 BGG, weil
das angefochtene Urteil im Widerspruch zum Steueraufschub des Sitzkantons stand,
weshalb letzterer durch den Ausgang des Verfahrens hinreichend berührt ist.

§ 71 Abs. 5 des aargauischen Steuergesetzes (StG) in der damals geltenden Fassung sah
vor, dass bei einer Ausgliederung oder einer Vermögensübertragung auf eine privilegiert
besteuerte Gesellschaft steuerlich abgerechnet wird, ebenso u.a. beim Statuswechsel in
eine Holdinggesellschaft. Davon ausgenommen waren unter bestimmten Voraussetzun-
gen lediglich stille Reserven auf Liegenschaften und Beteiligungen, nicht aber Immate-
rialgüterrechte. Demgegenüber gewährte der Kanton Basel-Stadt auch für Immaterial-
güterrechte unter bestimmten Voraussetzungen einen Steueraufschub.

Das Bundesgericht stellte zunächst fest, das StHG enthalte mit Ausnahme von Art. 24
Abs. 3quater lit. b keine Bestimmung, welche die Besteuerung stiller Reserven beim Über-
gang in den von der kantonalen Gewinnsteuer befreiten Bereich, insbesondere zu einer
Holdinggesellschaft, vorsehe. Die Kantone seien deshalb – von der erwähnten Ausnah-
me abgesehen – bezüglich der Regelung der Besteuerung von stillen Reserven bei einem
Statuswechsel frei (E. 3.1). Die Regelung des Kantons Aargau, welche eine Besteuerung
von stillen Reserven vorsah, die in den kantonal gewinnsteuerfreien Bereich wechseln,
war deshalb nicht zu beanstanden (E. 3.3). Die Besteuerung von stillen Reserven, die ei-
ner im Kanton gelegenen Betriebsstätte zuzurechnen sind, verletzt auch das Verbot der
interkantonalen Doppelbesteuerung nicht (E. 5.2).

Die Beschwerdeführerinmachte geltend, der Aargauer Steueranspruch betreffe die Steu-
erperiode 2012, die Umstrukturierung habe jedoch im Jahr 2013 stattgefunden und in der
Jahresrechnung 2012 keinen Niederschlag gefunden. Weil der Kanton Aargau über eine
steuerrechtliche Korrekturvorschrift verfügte, welche die Besteuerung von stillen Reser-
ven auf Immaterialgüterrechten erlaubt, war gemäss Bundesgericht die Durchbrechung
des Massgeblichkeitsprinzips gerechtfertigt (E. 6.2). Das Bundesgericht sah auch keine
Verletzung des Periodizitätsprinzips. Es stellte als unbestritten fest, dass die Umstruk-
turierung rückwirkend auf den 1. Januar 2013 vorgenommen worden war. Dies bedeute,
dass ab 1. Januar 2013 die (allenfalls zuvor auf den Betriebsstätten liegenden) Immaterial-
güterrechte nicht mehr in den Bilanzen der Betriebsstätten figurierten, während sie bis
und mit dem 31. Dezember 2012 allenfalls noch den Betriebsstätten zuzurechnen waren
(E. 7.2).
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Das Bundesgericht kam zu Schluss, dass der Kanton Aargau gestützt auf kantonales
Recht grundsätzlich über ein Besteuerungsrecht in Bezug auf die steuersystematische
Realisation stiller Reserven auf Immaterialgüterrechten bei vorliegender Umstrukturie-
rung (mit Statuswechsel) verfügt (E. 8.1). Voraussetzung dafür sei indessen, dass den
aargauischen Betriebsstätten der A. Genossenschaft für die Steuerperiode 2012 über-
haupt solche stillen Reserven zugewiesen werden können. Sollte sich ergeben, dass dies
aufgrund des Sachverhalts und der Steuerteilungsregeln nicht der Fall sei, entfalle der
Steueranspruch des Kantons Aargau mangels Steuersubstrat (E. 8.1). In der Folge setz-
te sich das Gericht mit der Zuordnung der Immaterialgüterrechte und der Ausschei-
dungsmethode auseinander, worauf hier nicht einzugehen ist. Es kam zum Schluss, das
Verwaltungsgericht habe den diesbezüglichen Sachverhalt unvollständig festgestellt. Die
Sache wurde deshalb zur ergänzenden Sachverhaltsfeststellung und zum Neuentscheid
im Sinne der Erwägungen an die Vorinstanz zurückgewiesen.

c) Kommentar

Im Rahmen dieses Beitrags geht es nicht um die mit dem Fall zusammenhängenden
Fragen des interkantonalen Steuerrechts, sondern um die Rechtsfolgen der Umstruk-
turierung mit Statuswechsel. Dass das gewinnsteuerliche Schicksal der stillen Reserven
einer ordentlich besteuerten Gesellschaft beim Statuswechsel zur Holdinggesellschaft
harmonisierungsrechtlich nicht geregelt ist, war von Anbeginn an bekannt. Bald schon
wurden koordinierte kantonale Lösungen gefordert, weil gesehen wurde, dass das Ne-
beneinander von Steueraufschubs- und Besteuerungssystemen bei kantonsübergreifen-
den Sachverhalten Probleme auslösen kann.3 Während für Beteiligungen in der Regel
ein Aufschub gewährt wurde, geriet die – damals noch verbreitete – Besteuerung der
stillen Reserven auf Immaterialgüterrechten in die Kritik.4 Zahlreiche Kantone sahen –
u.E. zu Recht – auch für Immaterialgüterrechte einen Steueraufschub vor, verbunden
mit einer zeitlich befristeten Sondersteuererhebung im Falle einer späteren Realisation.
Interessant ist, dass es bis zur Abschaffung des Holdingstatus dauerte, bis sich das Bun-
desgericht mit den Auswirkungen der Statusänderung bei kantonal unterschiedlichen
Regeln grundsätzlich befassen musste.

Das Bundesgericht stellte zutreffend fest, dass der Kanton Aargau über eine ausdrück-
liche Korrekturvorschrift verfügte, um die stillen Reserven in Abweichung zur Handels-
bilanz zu erfassen. Dass der Übergang von der Gewinnsteuer in den – unter dem Hol-

3 MĆėĈĔ GėĊęĊė, Besteuerung von Holding-, Beteiligungs- und Verwaltungsgesellschaften sowie neu
eröffneter Unternehmen, StR 52 (1997) S. 168. Konferenz Staatlicher Steuerbeamter, Kommission Steu-
erharmonisierung, Harmonisierung des Unternehmenssteuerrechts, Bern 1995, S. 111.

4 PĆĘĈĆđ HĎēēĞ, Realisation stiller Reserven auf Marken beim Übergang zum Holdingstatus? ASA 64
(1995/96) 593.
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dingstatus – steuerbefreiten Bereich eine steuersystematische Realisation darstellt, war
nicht zu bestreiten.5 Die Besteuerung verstiess daher weder gegen das Legalitätsprinzip
noch den Massgeblichkeitsgrundsatz.

Nach Auffassung der Beschwerdeführerin hatte der Vorgang in der Steuerperiode 2013
stattgefunden, weshalb die Gewinnaufrechnung 2012 in der falschen Steuerperiode er-
folgt sei. Es trifft zwar zu, dass die Umstrukturierung erst 2013 mit Rückwirkung auf den
1. Januar 2013 vollzogen wurde. Weil die Beschwerdeführerin als ursprüngliche Rechts-
trägerin der aargauischen Betriebsstätten aber per 1. Januar 2013 durch die neue Rechts-
trägerin abgelöst worden war, welche keine Immaterialgüterrechte übernommen hatte,
stellte der 31. Dezember 2012 den Tag der Beendigung der Steuerpflicht der Beschwerde-
führerin im Kanton Aargau dar. Am Schluss dieses Jahres fand die steuersystematische
Realisation statt, weil die Gesellschaft ab dem Folgetag im Sitzkanton Basel-Stadt als
Holdinggesellschaft besteuert wurde. Die steuersystematische Realisation wurde des-
halb zu Recht noch dem alten Jahr zugerechnet. Die Besteuerung erfolgte in der sprich-
wörtlichen logischen Sekunde vor dem Eintritt in den Holdingstatus. Das Bundesgericht
stellte richtigerweise auch fest, dass es sich bei der Besteuerung nicht um eine (unzuläs-
sige) Wegzugssteuer handelt.6

Die Besteuerung der stillen Reserven im Kanton Aargau war gemäss Bundesgericht zwar
im Grundsatz gesetzmässig, aber unklar blieb, ob dem Betriebsstättekanton aufgrund
der Regeln über die Vermeidung der Doppelbesteuerung überhaupt eine Quote an den
stillen Reserven auf Immaterialgüterrechten zustand. Deshalb musste die Sache zur er-
gänzenden Untersuchung zurückgewiesen werden.

Der Fall zeigt exemplarisch, dass die Abrechnung über Immaterialgüterrechte bei Sta-
tusänderungen sachwidrig ist. Den aufgerechneten stillen Reserven von Fr. 1’208.6 Mio.
stand ein operativer Gewinn von bloss Fr. 468Mio. gegenüber. Dass derartige Steuerkon-
sequenzen ohne Liquiditätszufluss eine Konzernumstrukturierung praktisch verunmög-
lichen, liegt auf der Hand. Wie sich das Dilemma zwischen steuerneutraler Umstruk-
turierung und Verhinderung der anschliessenden steuerfreien Gewinnrealisation lösen
lässt, haben zahlreiche Kantone mit der Kombination von Steueraufschub und Nachbe-
steuerungsperiode aufgezeigt. Ob sich in diesem Fall – mangels Steuersubstrat im Kan-
ton Aargau – noch ein entsprechendes Resultat ergibt, wird sich im zweiten Rechtsgang
vor Verwaltungsgericht herausstellen.

5 Vgl. dazu MĆėĎēĆ ZűČĊė, Steuersystematische Realisierung stiller Reserven bei Statusänderungen,
in: Festschrift Reich, Zürich 2014, S. 125.

6 Vgl. auch GėĊęĊė, a.a.O., S. 169.
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